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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 10.09.2018
ANJA HEIDELBERGER

Allgemeine Chronik

Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

In der Herbstsession 2018 beschaftigte sich der Standerat mit der Revision des
Verrechnungssteuergesetzes, insbesondere mit den drei vom Nationalrat gegenlber
der bundesratlichen Botschaft geschaffenen Anderungen. Beim «Kernstiick der
Revision», wie es Kommissionssprecher Bischof (cvp, SO) ausdrilckte, hatte sich die
WAK-SR mit 9 zu 3 Stimmen auf die Seite des Nationalrats geschlagen: Nachmeldungen
sollen nicht nur bis zum Ende der Einsprachefrist zur Veranlagung moglich sein,
sondern auch, solange Veranlagungs- oder Nachsteuerverfahren noch nicht
rechtskraftig abgeschlossen sind, die Veranlagung also noch héangig ist. Diese
Méglichkeit gelte aber nicht endlos, erkléarte Bischof dem Rat: Bereits mit der
bisherigen Rechtsetzung sei eine Rahmenfrist von 3 Jahren im Regelfall vorgesehen.
Finanzminister Maurer erachtete diese Anderung als problematisch: Die
Steuerpflichtigen hatten die Pflicht, die Veranlagung zu prifen, wodurch fahrléssig
verursachte falsche Angaben bereits entdeckt werden sollten. Liesse man den
Steuerpflichtigen aber so viel Spielraum, wie es der Nationalrat und die Kommission
beabsichtigten, wirden es einige Personen womaoglich «darauf ankommen lassen».
Dann koénnten sie die Rickerstattungen der Verrechnungssteuer bei einer allfélligen
Verfahrenseréffnung «in letzter Minute» noch geltend machen und dies als Fehler oder
Unterlassung deklarieren. Auch eine Minderheit Levrat (sp, FR) sprach sich fiur die
Regierungsvorlage aus. Das Argument der BeflUrworter der nationalratlichen Lésung,
wonach die Regelung nur fir Fahrlassigkeit, nicht aber fir Betrugsabsichten gelte, liess
Levrat nicht gelten: Solche Betrugsabsicht kénnten kaum je nachgewiesen werden,
argumentierte er. Trotz dieser Einwande folgte der Standerat der Mehrheit seiner
Kommission mit 30 zu 13 Stimmen.

Ein weiterer Streitpunkt betraf das Inkrafttreten des neuen Gesetzes. Aufgrund
verfassungsrechtlicher Bedenken und Unsicherheit darlber, ob eine generelle
Ruckwirkung bis zum 1. Januar 2014 - wie sie der Nationalrat beschlossen hatte - auch
fUr rechtskraftig abgeschlossene Félle gelten wirde, reichte eine Minderheit um Martin
Schmid (fdp, GR) einen Alternativvorschlag ein: Eine Ruckwirkung soll dann moglich
sein, wenn «Uber den Anspruch auf Rlckerstattung der Verrechnungssteuer noch nicht
rechtskraftig entschieden worden ist.» Diesem Minderheitsantrag folgte der Standerat
mit 24 zu 18 Stimmen (bei 1 Enthaltung). Zudem nahm die kleine Kammer einen
Anderungsantrag der Kommission beziiglich der Meldefrist fiir Gewinne aus Geldspielen
an, da diesbezlglich eine Inkongruenz zum Geldspielgesetz bestanden hatte. In der
Gesamtabstimmung stimmte die Stdndekammer der Revision des
Verrechnungssteuergesetzes mit 30 Stimmen bei 11 Enthaltungen zu.

Noch in der Herbstsession 2018 bereinigten die Rate die Verrechnungssteuerrevision.
Ohne grosse Diskussionen folgte der Nationalrat der kleinen Kammer in allen restlichen
Differenzen und stimmte der Vorlage stillschweigend zu. Mit 38 zu 1 Stimmen (bei 6
Enthaltungen) und 137 zu 55 Stimmen (bei 1 Enthaltung) nahmen die beiden Réte die
Revision in den Schlussabstimmungen an, im Nationalrat sprachen sich die Fraktionen
der SP und der Griinen geschlossen gegen die Vorlage aus. '

Infrastruktur und Lebensraum

Energie
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.12.2019
MARCO ACKERMANN

Wasserkraft

Der frisch gewahlte Standerat durfte am ersten Tag der neuen Legislatur 2019 als
Zweitrat Uber die parlamentarische Initiative Rosti (svp, BE) und den dazugehorigen
Entwurf zur Prazisierung der Regelungen fiir Umweltvertraglichkeitspriifungen
befinden. Eine Kommissionsmehrheit unter Martin Schmid (fdp, GR) und Bundesratin
Simonetta Sommaruga wollten den Sténderat davon Uberzeugen, auf die Beratungen
einzutreten. Der Bundner Freisinnige argumentierte, dass derzeit Rechtsunsicherheit
darlber bestehe, was als Referenzgrosse fur zu leistende Kompensationsmassnahmen
zugunsten der Umwelt herangezogen werden solle. Das vorliegende Geschéaft kénne
diese Unsicherheit beseitigen und somit die Wasserkraft gemass Energiestrategie 2050
stéarken. Gegen Eintreten auf die Vorlage argumentierte Minderheitssprecher Roberto
Zanetti (sp, SO), da er die Vorlage als unnétig erachte und sie, «wenn nicht 6kologischen
Schaden verursachlel, so doch 6kologischen Nutzen verhinderlel», wie er im Rat
erklarte. Zanetti betonte, dass das Produktionsvolumen mit den derzeitigen Regelungen
nicht verringert werden wirde, da es sich um Ersatzmassnahmen handle wie
beispielsweise um Verbesserungen der Uferstruktur, Neuanlagen von Buschen und
Hecken, Magerwiesen oder Uberschwemmungsflachen. Auch seine mahnenden Worte,
er wiirde es «sehr fatal finden, wenn ausgerechnet diese Okologie-Legislatur durch das
allererste Geschaft mit dem Verlassen des o&kologischen Tugendpfades eréffnet
wirde», konnten im Standerat keine Mehrheit Uberzeugen. So trat die kleine Kammer
mit 30 zu 12 Stimmen auf das Geschaft ein.

In der Detailberatung standen sich wiederum die Kommissionsmehrheit unter Schmid,
eine Kommissionsminderheit Zanetti und zusatzlich noch der Bundesrat gegenuber.
Wahrend die Kommissionsmehrheit verlangte, die Basis fur die
Kompensationsmassnahmen bei bestehenden Anlagen einzig mit dem Ist-Zustand zu
definieren, ohne dabei zuséatzliche Massnahmen zugunsten der Umwelt vorzusehen,
verlangte der Antrag von Zanetti, dass die Behdrden unter Achtung der
Verhéltnismassigkeit Massnahmen flr die dkologische Aufwertung anordnen mussten.
Diesen Minderheitsantrag zog Zanetti allerdings wahrend der Debatte zugunsten des
bundesratlichen Vorschlags zurtick. Jener sah vor, dass solche Massnahmen zugunsten
von Natur und Landschaft angeordnet werden kénnten, aber nicht mussten. Simonetta
Sommaruga argumentierte, dass somit Rechtssicherheit geschaffen und die
divergierenden Interessen der Wassernutzung und des Naturschutzes gegeneinander
abgewogen werden kénnten, ohne dass dabei das «Pendel zu einseitig aufseiten der
Wasserwirtschaft» ausschlage. Sie betonte zudem, dass durch diesen sehr moderaten
Zusatz im Gesetz die Energiestrategie 2050 und der damit vorgesehene Zubau der
Wasserkraft nicht verhindert wirden.

Die Bundesratin und die linke Minderheit konnten jedoch keine Mehrheit des Stocklis
Uberzeugen. Die kleine Kammer folgte mit 29 zu 12 Stimmen bei einer Enthaltung der
Kommissionsmehrheit und somit auch dem Entscheid des Nationalrates und nahm den
Entwurf an. 2

1) AB NR, 2018, 5. 1509 f.; AB NR, 2018, S. 1771; AB SR, 2018, S. 593 ff.; AB SR, 2018, S. 802
2) AB SR, 2019, S. 1008 ff.
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